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Änderungsantrag zu V-11

Von Zeile 28 bis 36:
Wir GRÜNEN bekräftigen unsere Verantwortung für eine menschenwürdige Asylpolitik, unterstützen die
Empfehlungen des Paritätischen Wohlfahrtsverbands und stellen sicher, dass die AVB nicht durch
intransparente Bundesentscheidungen gefährdet wird. Eine Wirksamkeitsprüfung sollte zwingend
öffentlich zugänglich und über einen realistischen Zeitraum zwischen Einführung des
Bundesprogramms, Förderzusagen, Bereitstellung der Mittel und Umsetzungsphase von über einen
signifikanten Zeitraum stattfinden. Ohne verlässliche Finanzierung gehen Fachkräfte und Expertise
verloren – zum Nachteil der Geflüchteten und der gesamten Gesellschaft.

Wir GRÜNEN bekräftigen gemeinsam mit vielen anderen Akteuren wie dem Paritätischen
Wohlfahrtsverband die Verantwortung für eine menschenwürdige Asylpolitik. Ohne verlässliche
Finanzierung der bisherigen Strukturen gehen wichtige Voraussetzungen für eine gelingende
Integration in den Arbeitsmarkt verloren – zum Nachteil der Geflüchteten und der gesamten
Gesellschaft, die angesichts des Fach- und Arbeitskräftemangels auf Zuwanderung dringend
angewiesen ist.
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